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Ber Geſetzentwurf über den Berwaltungsgerichtshof. 
III.) 


Nach der Geltendmachung hin kommt die Schöpfung des E. 
in zwei Richtungen zu betrachten. 5 

In der erſten Richtung iſt das geltend zu machende Recht das 
ſubjective Recht, in der zweiten das durch die adminiſtrative Behörde 
rechtskräftig verletzte fubjective Recht. Kr 

Nach jener Richtung iſt das charakteriſtiſche Merkmal des E. 
die Einführung einer Reviſionsinſtanz, und nachdem unſer adminiſtra⸗ 
tives Verfahren der Regel nach drei Inſtanzen kennt, die Einfüh⸗ 
rung einer vierten Inſtanz 

Wir können wohl behaupten, daß weder die heutige Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, noch die heutige Geſetzgebung der modernen Culturſtaaten 
der vierten Inſtanz hold ſind. In der Rechtswiſſenſchaft geht vielmehr 
ein nicht zu verkennender Zug dahin, die Inſtanzen auf zwei zu be⸗ 
ſchränken und ſpeciell für die Verwaltungsgerichtsbarkeit haben wir 
in der erſten Fortſetzung unſeres II. Artikels geſehen, daß die dort 
betrachteten Geſetzgebungen faſt durchwegs nur zwei Inſtanzen haben. 
Hievon macht eine Ausnahme das engliſche Recht, jedoch iſt zu 
betonen, daß die Mittelinſtanz der quarterly session inſoferne als 
keine ganz ſebſtſtändige Inſtanz angeſehen werden kann, als ſie eben 
ein Collegium von Richtern der erſten Inſtanz iſt. 

Wenn wir nach einer Analogie für die uns bevorſtehende In⸗ 
ſtanzenvermehrung fuchen, jo müſſen wir in eine dunkle Zeit zurück⸗ 
greifen, wir meinen die Zeit, in welcher das heilige römiſche deutſche 
Reich ſeinem Untergange entgegenging und jede Reichsinſtitution von 


) S. Nr. 20 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift. 


der deutſchen Reichsarmee herab zum Kinderſpotte geworden war. 
Wir denken hier an die Beſchwerdeinſtanz beim Reichskammergerichte 
für Landespolizeiſachen. Die Aehnlichkeit mit dieſer Inſtitution fällt 
namentlich ſehr auf bei jener Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes, 
welche ſich auf die im autonomen Inſtanzenzuge ausgetragenen An⸗ 
gelegenheiten erſtreckt. Bedenkt man nämlich, daß es letztinſtanzliche 
autonome Landesorgane gibt“) und geben kann, welche einem Ein⸗ 
griffe des Verwaltungsgerichtshofes als eines Reichs organes in ihre 
autonome, durch vermeinte ſtaatsrechtliche Selbſtſtändigkeit inſpirirte 


Thätigkeit gegenüber ebenſo eiferfüchtig und empfindlich find, wie es 


die Landesherren des deutſchen Reiches dem Reichskammergerichte 
gegenüber geweſen ſein mögen, und bedenkt man weiter, daß, wenn 
der Verwaltungsgerichtshof erkannt hat, lediglich die Verwallungsbe⸗ 
hörde verpflichtet iſt, in der Sache die weiteren Verfügungen zu 
treffen und ſich hiebei an die Rechtsanſicht des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes zu halten, und welche geſetzlichen Mittel es gibt, um einer 
Landesvertretung gegenüber eine ſolche Verpflichtung durchzuſetzenn“) 
— ſo wird die Aehnlichkeit mit Zuſtänden des alternden deutſchen 
Reiches eine recht unangenehme, in welchem die Landesherren das 
Reichskammergericht mit größter Gemüthsruhe judiciren ließen. Auch 
erinnert die vierte Inſtanz des E. an eine andere Inſtitution des 
alten deutſchen Reiches, nämlich an die Thätigkeit der Juriſtenfacul⸗ 
täten in der Rechtſprechung (und dies um ſo mehr, als, wie eben 
geſagt, der Verwaltungsbehörde die weiteren Verfügungen überlaſſen 
bleiben, dieſelbe jedoch an die Rechtsanſicht des Verwaltungsge⸗ 
richtshofes gebunden iſt). 

Erſcheint die Inſtanzenfülle ſchon an und für ſich nicht ge— 
rechtfertigt, ſo iſt ſie insbeſondere noch für unſere öſterreichiſchen 
Rechtsverhältniſſe von Ueberfluß. 

Es beſteht nämlich in Oeſterreich auf dem Gebiete der Ver⸗ 
waltung der autonomen Organe — nnd dieſes Gebiet ift ein ſehr 
umfangreiches — ein doppelter, ſich keineswegs ausſchließender Sır- 
ſtanzenzug. Und zwar zunächſt der ordentliche Inſtanzenzug vor den 
autonomen Organen, der Regel nach mit drei Inſtanzen, Gemeinde, 
Bezirk und Land mit zwei Inſtanzen, wo es keine Bezirksvertretungen 
gibt ***), in vielen Fällen jedoch mit mehr als drei Inſtanzen. Aus 
dem Titel des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes nun ſchließt ſich an die Be⸗ 
ſchlüſſe des Gemeinde⸗Ausſchuſſes und die Verfügungen des Gemein⸗ 
devorſtandes, ſowie an die Beſchlüſſe der Bezirksvertretung und des 
Bezirksausfchuſſes ein außerordentlicher ſtaatlicher Inſtanzenzug an. 
Schließt er ſich an die Gemeinde an, fo hat er drei ſtaatliche In⸗ 


) Tirol und Vorarlberg. 

**) Auch hier haben wir ein Beiſpiel, namlich die Thätigkeit des aus der Zeit 
des Miniftertums Hohenwart herübergekommenen böhmiſchen Landesausſchuſſes 

5) In ortspolizeilichen Angelegenheiten gibt es aber überall noch Eine 
weitere Inſtanz mehr, indem in derlei Angelegenheiten ſchon der Gemeinde⸗Ausſchuß 
die zweite ordentliche Inſtanz gegenüber den Verfügungen des Gemeindevorſtandes 
bildet. Nur die Bezirksvertretung in Steiermark (Geſetz vom 14. Juni 1866) hat in 
ortspolizeilichen Angelegenheiten keine drittinſtanzliche Entſcheidung. wohl aber bilden 
die Bezirksvertretungen in Böhmen und Galizien ſolche Inſtanzen auch. 


ſtanzen, schließt er ſich an die Bezirksvertretung an, jo hat er deren 
immer noch zwei. Dieſe außerordentlichen ſtaatlichen Inſtanzen ſind 
Caſſationsinſtanzen. Die Praxis, in richtiger Erkenntniß des großen 
Mißſtandes zweier neben einander herlaufender materieller Inſtanzen⸗ 
züge, hat ſie zu Caſſationsinſtanzen ſelbſt dort gemacht, wo der Wort⸗ 
laut des Geſetzes auch die Auslegung der materiellen Inſtanz zulaſſen 
wuͤrde. 
a Es iſt nun nirgends durch das Geſetz unterſagt, daß gleichzeitig 
von beiden Inſtanzenzügen Gebrauch gemacht werde. Wenn alſo ein 
Gemeindevorſtand als erſte Inſtanz, ohne daß ein Beſchluß des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes vorausgegangen iſt, eine geſetzwidrige Verfügung 
in einer Angelegenheit des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes trifft. ſo 
ſteht es dem durch dieſelbe ſich in ſeinem Rechte verletzt Erachtenden 
frei, ſich ſowohl bei den autonomen Organen als auch bei den poli⸗ 
tiſchen Behörden zu berufen. Bei jenen ſteht ihm die Berufung, an 
den Gemeinde⸗Ausſchuß, von dieſem an den Bezirksausſchuß und von 
dieſem an den Landesausſchuß, bei dieſen hingegen an die politiſche 
Bezirksbehörde, von dieſer an die Landesſtelle und von dieſer an den 
Miniſter des Innern offen. Zu dieſen ſieben Inſtanzen gibt ihm nun 
der E. noch Eine und unter Umſtänden noch zwei. Iſt nämlich 
endlich die Angelegenheit im adminiſtrativen Wege ausgetragen und 
hat weder der Miniſter des Innern die behauptete geſetzwidrige Ver⸗ 
fügung behoben, noch der Landesausſchuß in der Angelegenheit eine 
andere, dem Petitum des Recurrenten entſprechende Verfügung ge⸗ 
troffen, ſo kann ſich der vermeintlich Verletzte möglicherweiſe abgeſondert 
und zu verſchiedenen Zeitpunkten gegen jede der beiden adminiſtrativ 
rechtskräftigen Verfügungen beim Verwaltungsgerichtshofe beſchweren. 
Denn eben deßhalb, weil das ſtaatliche Organ nur einen negativen, 
dagegen das autonome Organ einen poſitiven Ausſpruch zu fällen und 
der Verwaltungsgerichtshof auf Grund des in der letzten adminiſtra⸗ 
tiven Inſtanz angenommenen Thatbeſtandes zu erkennen und nur auf⸗ 
zuheben hat, wird es Fälle geben, in welchen die Angelegenheit nicht 
als eadem res vor den Gerichtshof kommt und daher die im § 22 
des E. vorgeſehene exceptio rei judicatae nicht platzgreift. 

Dieſe Selbſtſtändigkeit des autonomen und politiſchen Inſtan⸗ 
zenzuges und demgemäß Möglichkeit einer doppelten Judicatur des 
Verwaltungsgerichtshof ,s wird noch klarer, wenn man betrachtet, daß 
das Geſetz es ausdrücklich nicht ausſchließt, für einen im autonomen 
Wege rechtskräftigen Gemeindebeſchluß den politiſchen Inſtanzenzug 
eintreten zu laſſen. Das Eingreifen des ſtaatlichen Aufſichtsrechts iſt 
an keine Präcluſivfriſt gebunden. Vielmehr gibt es Ausnahmsfälle, in 
welchen die Praxis ſich gedrängt ſieht, einen ſolchen Inſtanzenzug 
noch platzgreifen zu laſſen. Wir wollen hier ein aus dem Leben 
gegriffenes Beiſpiel einfügen. Der Gemeinde-⸗Ausſchuß, in dem die Ru⸗ 
ſticaliſten die Majorität haben, hat beſchloſſen, den Gemeindewald an 
die Ruſticaliſten zu veräußern, beziehungsweiſe denſelben unter ſie 
gegen ein geringes Entgelt zu vertheilen. Die Bezirksvertretung hat 
den Beſchluß genehmigt. Als es zur Ausführung des Beſchluſſes 
kommen ſollte, haben die Häusler als in ihren Rechten verletzt an 
die Bezirksvertretung die Berufung ergriffen und, von dieſer ſelbſtver⸗ 
ſtändlich abgewieſen, an den Landesausſchuß. Auch von dieſem wurden 
ſie abgewieſen. Nachdem die Angelegenheit vor den drei autonomen 
Organen rechtskräftig ausgetragen war, haben die Häusler bei der 
politiſchen Bezirksbehörde die Unterfagung der Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes betreffs des Gemeindewaldes begehrt und, von derſelben abge⸗ 
wieſen, ſich an die Landesſtelle gewendet. Dieſelben haben fih auf 
den § 21 des kaiſerl. Patentes vom 3. December 1852, R. G. Bl. 
Nr. 250 (das Forſtgeſetz) berufen, nach welchem Gemeindewälder nur 
mit Zuſtimmung der Landesſtelle vertheilt werden können, während in 
der ganzen Angelegenheit die politiſchen Behörden in keiner Weiſe 
intervenirt haben. Daß aber die politiſche Behörde zufälligerweiſe 
nicht früher in die Kenntniß des in Rede ſtehenden Beichluffes ge⸗ 
langte, kann ihr de lege nicht zum Vorwurfe gemacht werden. Gegen 
die Entſcheidung der Landesſtelle ſteht den Häuslern die weitere Be⸗ 
rufung an den Miniſter des Innern offen. Wenn von den autonomen 
Organen aus was immer für Gründen eine von den politiſchen Be⸗ 
hörden zu handhabende Beſtimmung ſo offenkundig in rechtskräftiger 
Weiſe überſehen oder nicht befolgt wurde, daher ein Geſetz verletzt 
wurde, ſo wird die Praxis kaum anders können, als ihre Competenz 
hier aufzunehmen. Die Häusler, welche ſich durch die rechtskräftige 
Entſcheidung des Landesausſchuſſes oder des Miniſters in ihren Rech⸗ 
ten verletzt behaupten, werden gegen die Entſcheidung des Landesaus⸗ 
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ſchuſſes an den Verwaltungsgerichtshof *) und gegen die Entſcheidung 
des Miniſters ohne Beſorgniß der exceptio rei judicatae dann gleich⸗ 
falls an den Verwaltungsgericht⸗hof gehen können, wenn z. B. die 
der Entſcheidung des Miniſters vorausgegangene Entſcheidung des 
Landesausſchuſſes einen anderen Thatbeſtand angenommen hat. 

Mag der Verwaltungsgerichtshof zwei oder auch nur, dies aber 
jedenfalls, Eine weitere Inſtanz einführen, ſo glauben wir doch mit 
dem angeführten Beiſpiele, bei welchem wir ſchon dermalen nicht 
weniger als ſechs Entſcheidungsſtellen kennen lernten, genugſam nach⸗ 
gewieſen zu haben, daß wir in Oeſterreich der Inſtanzen ſchon eine 
ſolche Anzahl beſitzen, daß einer Vermehrung derſelben mit berechtigtem 
Mißtrauen entgegengeſehen werden muß. 

Wenn einmal der Verwaltungsgerichtshof eine vierte Inſtanz 
iſt, ſo darf es uns nicht wundernehmen, daß dieſes Rechtsmittel nur 
ein außerordentliches und ausnahmsweiſes ſein kann, und daß daher die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit des E. auch der Geltendmachung nach nur 
eine jurisdictio extraordinaria iſt. Daß dies die Abſicht des E. 
ſei, dem hat der § 43 einen hinlänglich ſtarken Ausdruck gegeben. 
Dieſer Paragraph“) ſagt nämlich allen jenen, welche beabſichtigen von 
der Inſtanz des Verwaltungsgerichtshofes Gebrauch zu machen, „thu' 
Geld in deinen Beutel“. Geheimrath Schmidt findet dieſe Beſtim⸗ 
mung faſt ungeheuerlich und will über dieſelbe kein Wort weiter 
verlieren. 

Wir finden dagegen in Uebereinſtimmung mit dem eben Ges 
ſagten in dieſer Beſtimmung eine gewiſſe Conſequenz, wenn einmal 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit in Geſtalt einer ſupernumerären In⸗ 
ſtanz eingeführt wird, und richten unſern Tadel ſchon gegen dieſe 
Geſtaltung. a 

Außerordentlich erſcheint die Rechtshilfe des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofs insbeſondere auch noch durch den Umſtand, daß derſelbe auf 
Grund des in der letzten adminiſtrativen Inſtanz angenommenen 
Thatbeſtandes zu erkennen hat ($ 6). Hiezu iſt nur zu bemerken, 
daß nach dem E. die Verwaltungsbehörde vor dem Verwaltungsge⸗ 
richtshofe als Streittheil und Partei erſcheint, und daher in dieſer 
Beſtimmung eine ganz eigenthümliche Bevorzugung derſelben liegt. 
Uebrigens verweiſen wir auf die ſcharfe Kritik dieſer Beſtimmung durch 
Schmitt in der im vorigen Artikel citirten Beſprechung S. 36 und 37 hin. 

(Schluß des Artikels III. im nächſten Blatte.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zu Geſichtspunkten der Beſchränkung von Privatrechten im In⸗ 

tereſſe öffentlichen Wohles. (Eine Beſchränkung des Servituts⸗ 

rechts, die Dachtraufe auf fremden Grund zu leiten, könnte nur nach 
Maßgabe der Vorſchriften der Bauordnung verfügt werden.) 


Bernard Sp. hat das ihm zuſtehende Servitutsrecht, das Waſſer 
vom Dache ſeines Hauſes Nr. 5 in B. in den Hofraum des an⸗ 
grenzenden Hauſes Nr. 6 daſelbſt abfließen zu laſſen, bisher unge⸗ 
hindert und zwar in der Weiſe ausgeübt, daß er das Waſſer vom 
Dache, ſomit die Dachtraufe frei abfließen ließ. Im Mai 1872 brachte 
die Beſitzerin des an das Sp. ſche Haus angrenzenden Hauſes Nr. 4 
Francisca A. beim Stadtmagiſtrate die Beſchwerde vor, daß durch 
das freie Abfließen der Dachtraufe vom Hauſe Nr. 5 das in ihrem 
Hauſe ebenerdig befindliche bewohnte Zimmer, feucht, daher geſund⸗ 
heitsſchädlich und unbewohnbar werde und bat um Beſeitigung dieſes 
Uebelſtandes. Der Magiſtrat ließ unter Beiziehung der Intereſſenten 
einen Augenſchein auffiehmen, deſſen Ergebniß war, daß vom Stadt⸗ 
arzte jenes ebenerdige Zimmer im Haufe Nr. 4 als gefſundheitsſchäd⸗ 
lich und unbewohnbar inſolange erklärt wurde, als nicht die Feuchtig⸗ 
keit desſelben behoben werde, daß die Urſache der Feuchtigkeit zum 
Theile im Mangel der Dachrinne am Spi ſſchen Haufe zu ſuchen, 
weil bet wehendem Südwinde das Waſſer des Daches und eines das 


) Hingegen wird man nicht ſagen können, die Sache ſei im adminiſtrativen 
Wege noch nicht ausgetragen. 

**) „Der Verwaltungsgerichtshof iſt befugt, Parteien, welche gegen den klaren 
Wortlaut des Geſetzes ftreiten, oder ſonſt ſich eine muthwillige Beſchwerdeführung zu 
Schulden kommen laſſen, mit Geldſtrafen bis zu 1000 fl., welche im Falle der Unein⸗ 
bringlichkeit in Arreſtſtrafen bis zu ſechs Monaten umgewandelt werden können, zu 
belegen.“ 


Waſſer mehrerer Dachflächen aufnehmenden Waſſerfpeiers auf die 
nördliche Wand jenes ebenerdigen Zimmers hingeweht werde; daß 
durch Anbringung einer Rinne mit Abſallsrohr dieſem Mißſtande 
theilweiſe abgeholfen werden könne. 

Auf Grund dieſer Erhebungen hat der Magiſtrat in B. ſodann 
entſchieden: „Sp. habe im öffentlichen Intereſſe am Dache feines 
Hauſes Nr. 5 an der Oſtſeite eine Dachrinne und ein Abfallsrohr 
binnen 14 Tagen bei Vermeidung von Zwangsmaßregeln anzu⸗ 
bringen“. 

f Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Sp. an den Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuß, indem er hervorhob, daß die Frage, ob durch die Dachtraufe 
an ſeinem Hauſe ein Zimmer im Nachbarhauſe feucht werde, kein 
öffentliches Intereſſe berühre, ſondern vielmehr eine Privatange⸗ 
legenheit ſei, welche auf den Rechtsweg gehöre; daß ſowie er das 
unbeſtrittene Recht beſitze, die Dachtraufe frei abfließen zu laſſen, ihm 
auch dasſelbe weder von Francisca A noch von der politiſchen Be⸗ 
hörde entzogen werden könne. Auch jet das fragliche Locale heimlich, 
ohne behördliche Bewilligung und ohne ſeine Zuſtimmung als An⸗ 
rainer erbaut worden; an Franzisca A. wäre es geweſen, den Bau 
vorſchriftsmäßig zu führen, und daraus, daß dies nicht geſchehen, könne 
ihm nicht Schaden erwachſen 

Der Gemeinde-⸗Ausſchuß gab der Berufung des Sp. keine Folge 
und zwar „in Würdigung der durch den Localaugenſchein erhobenen 
thatſächlichen Verhältniffe, dann in Erwägung, daß die magiſtratliche 
Entſcheidung aus öffentlichen Rückſichten, nämlich zur Beſei⸗ 
tigung von Urſachen erfolgt iſt, welche die Geſundheit der Bewohner, 
wenn es ſich ſpeciell auch nur um die eines Bewohners handle, ge⸗ 
fährden, in Erwägung, daß zu einer ſolchen Entſcheidung nur die 
politiſche Behörde competent erſcheine und daß durch die erwähnte 
Entſcheidung das Recht des Sp., die Dachtraufe in den Hof des 
Hauſes Nr. 6 abfließen zu laſſen nicht beirrt, ſondern nur beſtimmt 
werde, wie er dieſes Recht ohne Gefährdung dritter Perſonen aus⸗ 
zuüben hat, was zu beſtimmen im conereten Falle äusſchließlich der 
Competenz der politiſchen Behörde vorbehalten iſt und auch den 
Grundſätzen des a. b. G. B. hinſichtlich der Art und Weiſe der 
Ausübung der Servitutsrechte vollkommen entſpricht; endlich in Er⸗ 
wägung, daß das fragliche ſeit mehreren Jahren beſtehende, wenn auch 
ohne Bewilligung aufgeführte Locale geſchützt werden müſſe“. 

Sp. überreichte nun eine Berufung und Nichtigkeitsbeſchwerde 
an die Statthalterei, welche aber dem Recurſe aus den Gründen der 
angefochtenen Entſcheidung keine Folge gab. 

Dagegen hat das Miniſterium des Innern unterm 10. April 
1873, 3. 4046 in folgender Weiſe entſchieden: f 

„Angenommen auch, daß wirklich der hofſeitige Waſſerſpeier des 
Sp.ſchen Hauſes Nr. 5 theilweiſe an der Feuchtigkeit der Mauer 
des A. ſchen Gebäudes Nr. 4 Schuld trage, ſo handelt es ſich doch 
in dem vorliegenden Falle nicht um ein Intereſſe der öffentlichen Ge⸗ 
ſundheitspolizei, welches hoch genug ſteht, um den Eigenthümer des 
Hauſes Nr. 5 Bernhard Sp. zu verpflichten, daß er in der Aus⸗ 
übung feiner älteren Rechte auf feine Koſten zum Vortheile des 
ſpäter entſtandenen Gebäudes Nr. 4 Vorrichtungen anbringe, die bis⸗ 
her nicht beſtanden haben. Allerdings iſt jedermann in der Ausübung 
feiner Rechte an jene Einſchränkungen gebunden, welche in den Ges 
ſetzen zur Erhaltung und Beförderung des allgemeinen Wohles vor⸗ 
geſchrieben find ($ 364 a. b. G. B.). Nun iſt aber nirgendwo vor⸗ 
geſchrieben, daß man hofſeits Dachrinnen anbringen müſſe. Sämmt⸗ 
liche Bauordnungen verlangen in Städten und Märkten die Anbrin⸗ 
gung von Dachrinnen und Abflußröhren nur gaffenfeits. Iſt das 
A'ſche Nebengebäude ſo feucht, daß man es nicht als Wohnung 
benützen laſſen darf, fo mögen die Eigenthümer auf ihre Koften Ab⸗ 
hilfe ſchaffen. 

Die Entſcheidung des Gemeinde⸗Ausſchuſſes zu B. womit dem 
Bernard Sp. die Anbringung einer Dachrinne ſammt Abflußrohr auf⸗ 
getragen worden iſt, verſtoßt daher gegen die beſtehende Geſetze; und 
es wird über die dagegen von Sp. ergriffene Beſchwerde in Abän⸗ 
derung der Statthaltereientſcheidung im Grunde des § 102 der Ge⸗ 
meindeordnung von B. der Vollzug der obigen Entſcheidung des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes unterſagt.“ St. 
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Bei Entſcheidung des aufgeforderten Bauproceſſes hat ſich der 


Richter auf die Entſcheidung und Erörterung der Frage zu beſchränken, 
ob die von dem diſſentirende Anrainer gegen die Ausführung des 
vom Bauwerber vorgelegten Bauplanes erhobene privatrechtliche 
Einwendung ſachlich und geſetzlich gegründet ſei oder nicht. 
In der Rechtsſache des A, Beſitzer des Wohnhauſes Nr. 105 
in X, Klägers, gegen B., Beſitzer des Wohnhauſes Nr. 104 in K, 
Geklagten, peto. Unterfagung des vom Geklagten nach dem eingeleg⸗ 
ten Bauplane vorhabenden Baues, brachte der Kläger wider das, das 
erſtrichterliche Erkenntniß theils beſtätigende, theils zu ſeinen Gunſten 
abändernde Urtheil des Obergerichtes die Reviſionsbeſchwerde ein. 
Der k. k. oberſte Gerichtshof erkannte hierauf unterm 17. De⸗ 
cember 1872, 3. 12.114, in Abänderung der beiden untergerichtlichen 
Erkenntniſſe zu Recht: Die von dem Kläger A. als Beſitzer des 
Wohnhauſes Nr. 105 in X. gegen den von dem Geklagten B. in 
ſeinem auſtoßenden Haufe Nr. 104 in X. vorhabenden Bau vorge⸗ 
brachten Einwendungen, daß dieſer Bau wegen der Lage der zwiſchen 
den beiden Häusern beſtehenden Dachrinne und wegen des Beſtandes 
der weſtlichen Mauer durch Aufſetzung einer Stockwerksmauer von 
18 Zoll Stärke auf dieſe weſtliche Mauer unzuläſſig ift, find recht⸗ 
lich erwieſen und es wird daher der Bauwerker B. bezüglich dieſes 
Punktes mit der erbetenen Ausführung des Baup anes zuruͤckgewieſen 
Aus der Begründung dieſes oberſtgerichtlichen Erkenntniſſes (Plenarbeſchluſ⸗ 
ſes) heben wir Nachfolgendes hervor: „In dem aufgeforderten Proceſſe wegen 
Darthuung der gegen den vorhabenden Bau von dem Anrainer des 
Bauwerbers erhobenen privatrechtlichen Ein wendung hat der Civil⸗ 
richter keineswegs darauf einzugehen und zu beſtimmen, ob dieſer 
Bau nicht etwa doch mit einer gewiſſen Abweichung von dem ein⸗ 
gelegten politiſch⸗behördlich geprüften und in polizeilicher Beziehung 
anſtandslos befundenen Bauplane — und mit welcher Abweichung — 
ohne Beeinträchtigung der Rechte des diſſentirenden Anrainers aus⸗ 
führbar ſei, ſondern ſich lediglich auf die Erörterung und Entſchei⸗ 
dung der Frage zu beſchränken, ob die von dem diſſentirenden Ans 
rainer gegen die Ausführung des vom Bauwerber eingelegten und 
in polizeilicher Beziehung anſtandslos befundenen Bauplanes erhobene 
privatrechtliche Einwendung fachlich und geſetzlich begründet ſei oder 
nicht, ob demnach dem Bauwerber die Bauausführung nach dieſem 
Plane zu unterſagen oder zu bewilligen ſei. Im vorliegenden Falle 
beſteht zwiſchen dem Hauſe des Bauwerbers B. (Geklagten) Nr. 104, 
auf welches er ein Stockwerk aufſetzen und den bisher nach Norden 
gegen den Stadtplatz gerichteten Giebel nach Weſten gegen das 
anſtoßende Haus Nr. 105 des aufgeforderten Klägers (A.) umlegen 
will, und dieſem letzteren Haufe eine Scheidemauer .. .. auf 
welcher die Mauerbänke der Dachſtühle beider Häuſer ruhen, welche 
daher den Dachſtühlen beider Häuſer zur Stütze dient; und zwiſchen den 
Dächern derſelben befindet ſich eine bisher gemeinſchaftliche Waſſerab⸗ 
laufrinne (Dachrinne). Nach dem vom Bauwerber (Geklagten) B. 
eingelegten politiſch⸗behördlich geprüften und in polizeilicher Beziehung 
anſtandslos befundenen vorliegenden Bauplane ſoll — wie beide 
Streittheile übereinſtimmend angeben — die projectirte Stockwerks⸗ 
und beziehungsweiſe nunmehr auch Giebelmauer des Hauſes Nr. 104 
des Geklagten an der gegen das Haus Nr. 105 des Klägers zuge⸗ 
wendeten Seite auf die erwähnte weſtliche Mauer und zwar in einer 
Stärke von 18 Zoll aufgeſetzt werden. Eben dieſer Theil des in 
Rede ſtehenden Bauplanes, nämlich die Aufſetzung einer 18 Zoll 
dicken Stockwerksmauer, beziehungsweiſe Giebelmauer auf dieſe bisher 
die Mauerbänke der Dachſtühle beider Häuſer, ſohin die Dachſtühle 
ſelbſt und die erwähnte Waſſerablaufrinne tragende Mauer wird von 
dem Kläger in ſeiner gegen den projectirten Bau erhobenen Einwen⸗ 
dung wegen der Lage dieſer Waſſerablaufrinne (Dachrinne) und wegen 
des Beſtandes, d. i. der bisherigen Beſtimmung und Benützung der 
Scheidemauer als unzuläſſig bezeichnet. Dieſe Einwendung muß in 
beiden Beziehungen als begründet anerkannt werden“ 
Der k. k. oberſte Gerichtshof begründet hierauf die ange⸗ 
deutete Unzuläſſigkeit der projectirten Bauführung nach den fpeciellen 
Ergebniſſen des durchgeführten Augenſcheins⸗ und Sachverſtän⸗ 
digenbeweiſes und ſchließt dieſe fpecielle Darlegung wie folgt: 
„Es hat zwar der beigezogene dritte Sachverſtändige ſich noch 
dahin ausgeſprochen, daß die Aufſetzung der Stockwerks⸗ (Giebel⸗) 
Mauer des Geklagten auf die ſtreitige Mauer und zu dieſem 
Behufe die Verſchiebung der Dachrinne gegen das Haus Nr. 105 
des Klägers ohne Schaden für den Letzteren dennoch 
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(unter gewiſſen ſpecifieirten baulichen Bedingungen) möglich jet. Allein 
auf dieſes weitere Gutachten des dritten Sachverſtändigen kann hier 
kein Bedacht genommen werden, weil es die durch das Beiurtheil ‚ge 
gebene beſtimmte Grenze des zugelaffenen Sachverſtändigenbeweiſes 
überſchreitet, dann weil, wie bereits geſagt, der Richter in dieſem auf⸗ 
geforderten Proceſſe ſich auf die Beurtheilung der Frage, ob die vom 
Kläger gegen die Ausführung des vom Geklagten eingelegten Bau⸗ 
planes erhobene privatrechtliche Einwendung begründet, dieſe Bauaus⸗ 
führung alſo unzuläſſig ſei, zu beſchränken und keineswegs auch auf 
die Prüfung der Zuläſſigkeit des vom Geklagten projectirten Baues 
nach einem in dem beanſtändeten Punkte veränderten, der politiſchen 
Behörde nicht vorgelegten und von ihr der geſetzlichen Amtshandlung 
nicht unterzogenen Bauplane einzugehen hat. G.⸗3. 


Die Gemeinde kann in Handhabung der Localpolizei (Straßenreini⸗ 
ung) gegenüber Perſonen, welche unter der Jurisdiction der Mi⸗ 
itärbehörden ſtehen, ein ai Strafrichteramt nicht aus⸗ 


Der Stadtmagiſtrat als Gemeindebehörde hat das Militär- 
hauscommando einer Caſerne wegen unterlaſſener Trottoirreini⸗ 
gung zu einer Geldſtrafe von 5 fl. verurtheilt. Da die Zahlung dieſer 
Strafe nicht erfolgte, wendete ſich der Magiſtrat an das General⸗ 
commando um Einbringung des Strafbetrages. Dieſe Behörde aber 
vertrat die Anſicht, daß der Magiſtrat zur Verhängung der obigen 
Strafe nicht competent war, indem die Reinhaltung der Caſerne im 
Innern und in der äußeren Umgebung reglementmäßig vorgeſchrieben 
ſei, deren Unterlaſſung alſo eine Disciplinarübertretung bilde und 
hier nicht ein bürgerliches auf den militäriſchen Dienſt nicht Bezug 
habendes Verhältniß vorliege (§ 53 des Wehrgeſetzes), endlich weil 
es ſonſt vorkommen könnte, daß ein Caſernencommandant wegen eines 
ſolchen Falles vom Magiſtrate und vom Borgeſetzten, alſo zwei Mal, 
geſtraft werden könnte. Der Magiſtrat beharrte jedoch bei der Be⸗ 
hauptung feiner Strafcompetenz. Die Berufung auf das militäriſche 


Dienſtreglement treffe nicht zu, denn dasſelbe nehme die militäriſchen | 


Gebäude von den polizeilichen Vorſchriften nicht aus, und der Umſtand, 
daß der obrigfeitlichen Beſtrafung auch nach Umſtänden eine Discipli⸗ 
narahndung folgen könne, komme auch in vielen anderen Fällen vor. 

Die Statthalterei acceptirte die Anſicht des Magiſtrates, als 
dieſelbe im Geſetze begründet erachtend. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat ſich unterm 23. März 
1873, 3. 1969, gegen die Competenz des Magiſtrates zur Fällung 
des Straferkenntniſſes im obigen Falle ausgeſprochen und zwar aus 
folgenden Gründen: 

„Nach der Gemeindeordnung obliegt der Gemeinde die Rein⸗ 
lichkeitspolizei, die Sorge für die Erhaltung der Straßen und die 
Handhabung der Straßenpolizei. Zu den in diefer Beziehung noth⸗ 
wendigen Maßregeln gehört die Reinigung und Beſtreuung des 
Trottoirs zur Winterszeit. Dieſe Verpflichtung, beziehungsweiſe Be⸗ 
rechtigung der Gemeinde zur Erlaffung der fraglichen Anordnungen 
wird von den Militärbehörden nicht beſtritten; vielmehr wurden und 
werden (wie aus den Acten hervorgehe) die Caſern⸗ reſpective Hans⸗ 
commandanten der Militärgebäude mittelſt Generalbefehls angewieſen, 
die Reinigung, eventuell Beſtreuung des Trottoirs durch Leute der 
unterſtehenden Truppe oder Hausdienerſchaft für das Militärärar zu 
bewirken und der Magiſtrat wird erſucht, diesfalls ſich ergebende An⸗ 
ſtände dem Generalcommando mitzutheilen, wornach es Sache des 
letzteren wird, den Schuldtragenden zur Verantwortung zu ziehen und 
die erforderliche Abhilfe zu treffen. Dieſer Vorgang genügt, um dem 
a 0 Zwecke und den Anforderungen der Gemeinde zu ent» 
prechen. 

Ein directes Strafrecht iſt jedoch dem Magiſtrate in dem vor⸗ 
liegenden Falle nicht zugeſtanden, weil es ſich hier rückſichtlich 
des betreffenden Commandanten um ein auf den militäri⸗ 
ſchen Dienſt und auf das Dienſtreglement bezügliches, nicht um ein 
bürgerliches Verhältniß handelt.“ L. 
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Local⸗Fiakerordnungen können in Rückſicht auf die Beſtimmungen 
über Gewerbsentziehung nur im Einklange mit der Gewerbeord⸗ 
nung ausgelegt und gehandhabt werden. 

Johann K. wurde mittelſt Erkenntniſſes des Bürgermeiſter⸗ 
amtes in S. vom 11. October 1872 wegen Ueberſchreitung der 
Fiakerfahrtaxe zu einer Geldſtrafe verurtheilt. Nachdem derſelbe ſchon 
einmal wegen der gleichen Uebertretung abgeſtraft worden war, fo 
wurde ihm mit dieſem zweiten Straferkenntniſſe auch die Coneeſſion 
ſeines Fiakergewerbes entzogen, gemäß § 26 der Fiakerordnung von 
S., welche anordnet, daß eine wiederholte Ueberſchreitung der Fahr⸗ 
taxe den Verluſt der Conceſſion zur Folge habe. 

Die Landesregierung beſtätigte dieſes Erlenntniß. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 29. April 1873, 
3. 708 über Recurs des Johann K. die gleichlautenden Entſcheidun⸗ 
gen der Unterbehörden inſoweit außer Kraft geſetzt, als mit denſelben 
der Verluſt der Gewerbsconceſſion gegen K. verhängt worden iſt. 
Denn (argumentirte dasſelbe) „nach § 138 lit. b der Gewerbeordnung 
kann mit der Entziehung einer Gewerbeconceſſion erſt vorgegangen 
werden, wenn vorausgegangene wiederholte Beſtrafungen wegen 
Nichtbeachtung der auf die Ausübung des Gewerbes Bezug habenden 
Vorſchriſten ſich als fruchtlos erwieſen haben. Desgleichen ſetzt die 
Alinea e desſelben Paragraphes bei der Entziehung eines conceſſto⸗ 
nirten Gewerbes wiederholte ſchriftliche Verwarnungen voraus, wäh⸗ 
rend in dem gegenwärtigen Falle gegen K. lediglich das Factum einer 
vorausgegangenen einmaligen Abſtrafung vorlag. Die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des § 138 der Gewerbeordnung können durch den § 26 
der im Verordnungswege erlaſſenen Fiakerordnung für S. weder 
alterirt noch verſchärft werden und muß vielmehr der § 26 der 
Fiakerordnung, welcher ohne nähere Beſtimmung „wiederholte Fahr⸗ 
taxe⸗Ueberſchreitungen“ mit dem Coneeſſionsverluſte bedroht, im Ein⸗ 
klange mit der Gewerbeordnung ausgelegt und gehandhabt werden“. 

L. 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 27. April 1873, 3. 13.505, betreffend die 
Ausſtellung der behördlichen Jeugniſſe für im Auslande lebende öſterreichiſche 
Staatsbürger über die perſönliche Fähigkeit zur Schließung einer Ehe. 

Nachdem es in neuerer Zeit häufiger vorkommt, daß öſterreichtſche Staats⸗ 
bürger im Auslande ſich verehelichen wollen, wogegen bekanntlich kein Hinderniß be⸗ 
ſteht, ſobald diejelben die perſönliche Fähigkeit hiezu beſitzen (5 4 des a. b. G. B), 
begreiflicher Weiſe aber in den meiſten Staatsgebie en die Beſcheinig ng über den 
Beſtand der perſönlichen Fähigkeit zur Bedingung der Eheſchließung gemacht iſt, ſo 
beehre ich mich Eure .... in Kenntniß zu ſetzen, daß zur Ausſtellung von derlei 
Zeugniſſen die mit der politiſchen Geſchäftsführung betrauten landesfürſtlichen oder 
Communalbehörden des Wohnſitzes der Ehewerber berufen ſeien. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß dieſe Beſcheinigungen nur im Grunde 
verläßlicher Auskünfte über Alter und Eigenberechtigung, über den unverehlichten 
Stand und alle anderen die perſönliche Fähigkeit zur Eheſchließung beſtimmen den 
Momente auszustellen find, daß ſie weiters lediglich den Ausspruch über die perſönltche 
Fahigkeit zur Eheſchließung zu enthalten haben und nicht etwa der Mangel jedweden 
Ehehinderniſſes zu beſtätigen ſein wird, und daß die Unterfertigung der ausſtellenden 
Behörde jene Beglaubigung erhalten müſſe, welche für den Gebrauch der Zeugniſſe 
im Auslande erforderlich erſcheint. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den im Preßdepartement des Miniſterrathspräſtdiums 
verwendeten mit Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs bekleideten Dr. Heinrich 
Blumenſtok zum Miniſterialſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des oberſten Rechnungshofes Ritter v. 
Kaiſer den Titel und Charakter eines Sectionschefs tarfret verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Geſandtſchaftsattache's Rüdiger Freih. v. Biege⸗ 
leben und Joſeph Grafen Wodziekt zu Honorar⸗Legationsſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Ueberſetzung des Telegraphendirectors Kaſpar 
Czernohorsky in Lemberg nach Linz bewilligt und den Telegraphen⸗Obercommiſſär 
im Handelsminiſterinm Joſeph Leſchenar zum Telegraphendirector für Lemberg 
ernannt. 


Erledigungen. 
Zwei Bezirksarztesſtellen für die k. k. Bezirkshauptmannſchaften in Großen⸗ 
zersdorf * Neunkirchen mit den ſyſtemmäßigen Bezügen, bis 20. Juni. (Amtsbl. 
Nr. 124. 


Oberingenieursſtelle beim küſtenländiſchen Staatsbaudienſte mit der VIII. 
Rangclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 126.) 5 


Druckerci der k. Wiener Zeitung, 


Für den Drud verantwortlich C. Piſtori. 


